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Die neue verhanölungsbaſis
Die Kuſſennote im Spiegel der Londoner und Pariſer Preſſe Kampf gegen
die Schulölegende Dienſtentlaſſung der örei hauptführer des Eiſenbahnerſtreiks

Beratungen über eine Rückäußerung
London 12 Mai Reuter meldet aus Genug obgleich

zie ruſſiſche Antwortnote nach der vorläufigen Prüfung nicht
befriedigend zu ſein ſcheint wird ſie doch vom britiſchen und
italieniſchen Standpunkt aus als Antwort angeſehen mit
er man weiterkommen könne Jn britiſchen Kreiſen werde
angefähr folgender Standpunkt vertreten Es gibt zwei
Seiten der britiſchen Politik eine iſt der wirtſchaftliche Wie
deraufbau Rußlands der andere iſt die Schaffung des Frie
dens Wenn Rußland bereit ſei auf Kredite zu warten ſei
man auf engliſcher Seite geneigt die Fragen die heute durch
die ruſſiſche Note aufgeworfen werden zu prüfen Es ſei
klar daß Rußland nach Frieden ſtrebe auf engliſcher Seite
glaube man daß die ruſſiſche Antwort eine Grundlage
biete auf der man mit der Friedenspolitik fortfahren könne
Die Frage des Friedens ſei weſentlich England ſei ent
ſchloſſen ſie nicht aufzugeben es ſei unbedingt ſicher daß
England die Verhandlungen weiterführe England ſei nicht
bereit die Frage des Privateigentums zum Vorwande für
einen Großkampf gegen den Frieden machen zu laſſen Die
ruſſiſche Note werde ſehr wahrſcheinlich den Gegenſtand eines
großen Streites bilden und wahrſcheinlich in den nächſten
Tagen im Unterausſchuß erörtert werden

9

Berlin 12 Mai Nach einer Meldung aus Genua iſt
Jeute vormittag die politiſche Unterkommiſſion zuſammen
getreten um ſich mit der Antwort der ruſſiſchen Delegation
zu befaſſen und ſich über die Rückäußerung ſchlüſſig zu wer
den Es konnte nicht feſtgeſtellt werden ob die Franzoſen
ſich an der Beſprechung noch beteiligt haben

Das halbe Ja
Die ruſſiſche Antwortnote die wir im Auszug wiedergeben

beſteht aus einer Einleitung und der eigentlichen Antwort Jn
der Einleitung wird darauf hingewieſen daß das Memorandum
e den Bedingungen der Mächte vom 20 April der Lon

oner Denkſchrift und der Beſchlüſſe von Cannes einen Rückſchritt
bedeute Der Wiederaufbau Rußlands liege im eigenſten Jnter
eſſe Europas und der Welt Die Wiederaufnahme von 140 Mil
lionen Konſumenten in die welt wirtſchaftlichen Organiſationen und
die Belieferung des Weltmarktes mit ungeheuren Rohſtoffmengen
wolle Rußland gemeinſam mit den andern Mächten regeln um die
Arbeitsloſigkeit und die Not Europas zu mildern
Die von dem Sachverſtändigenausſchuß geſtellten Vorbedingungen
daß einer genaueren Prüfung der r n Frage die Anerken
nung der Staatsſchulden und des Privateigentums durch die
Sowijetregierung vorangehen müſſe habe zur Folge daß diejenigen
Zukunftsprobleme die die ganze lt intereſſieren den Fragen
der Vergangenheit untergeordnet werden Da die von der ruſſi
ſchen Delegation ausgearbeiteten Gegenvorſchläge zu der Reſolu
tion von Cannes von den Mächten nicht als Verhandlungsbaſis
anerkannt worden ſeien ſei der wichtigſte Teil der

Konferenzarbeit zur Fruchtloſigkeit verdammt

Die ausländiſchen Kapitaliſten hätten die Regelung der Schul
ven nicht abgelehnt als ſie mit den Ruſſen in Verbindung
traten Weſentlich für die wir von Krediten ſeien nur die
Garantier der Sowjets und ihre Anerkennung de jure Die
Sowjetregierung wolle nur ſolche Verpflichtungen übernehmen
die ſie auch einhalten könne Mehr als einer der auf der Kon
ferenz vertretenen Mächte habe in der Vergangenheit ſeine Ver

en nicht gehalten Mehr als einer der Staaten habe die
eſitztümer der Ausländer beſchlagnahmt und ihren Erlös für ſich

ohne Eingreifen eines Gerichtes wie es jetzt bei Rußland ver
langt werde an ſich geriſſen Der en einiger Mächte
Rußland von dem i n und wirtſchaftlichen Leben auszu
ſchließen hänge mit der Nichtbefriedigung gewiſſer Anſprüche
ſammen Die Zwiſchenfälle der letzten Tage e e hinſichtlich
des Privateigentums ließen klar erkennen daß man aus einer
rein materiellen Frage eine politiſche gemacht habe Die Sowjet
delegation weigere ſich aber ſtets daß in die Verhandlungen eine
politiüche Tendenz hineingetragen werde Die Verantwortung für
ein Scheitern der Konferenz werde auf diejenigen Mächte fallen
die ſich dem allgemeinen Verſtändigungswillen widerſetzten und die
einzelnen Jntereſſen den Jntereſſen Europas iüberordneten Jn dem

eigentlichen Antwortmemorandum
erklärt die Sowjetdelegation daß ſie das Verbot der Pro
paganda in den anderen Ländern ablehnen müſſe
da die Propaganda mit politiſchen Parteien und Arbeitervper
bänden nicht im Widerſpruch mit der Verfaſſung dieſer Länder
ſtehe Die ruſſiſch rumäniſchen Streitfragen dürften nicht getrennt
behandelt werden Und im r Konflikt könneRußland eine Neutralität nur gemäß den internationalen recht
lichen Verpflichtungen eingehen Seine freundſchaftlichen Beziehun

en zur Türkei wolle es aber nur zur Herſtellung eines friedlichen
Zuſtandes im Orient benutzen Bezüglich des ſozialiſierten Eigen
tums werden Präzedenzfälle in anderen Staaten angeführt und
Rußland erklärt daß es nicht verpflichtet werden könne irgend
welche Verbindlichkeiten gegenüber den Mächten oder ihren Staats
angehörigen für die Einlö ung der r Schulden und die
Sozicliſierung des privaten Eigentums zu übernehmen Da die

die

zariſtiſche Regierung ſich geweigert habe irgendwelche Entſchädi
ungen für die Revolution im Jahre 1905 zu geben ſo ſei auch
ür die Sowjetregierung keine Veranlaſſung für die Schulden der

Vergangenheit aufzukommen Die Sowijetregierung wolle aber den
dritten Grundſatz der Beſchlüſſe von Cannes unter der Bedingung
der Gegenſeitigkeit annehmen Die Kriegsſchulden ſeien dadurch
erloſchen daß Rußland den Krieg vorzeitig beendet und keine
Gewinne an ſich geriſſen habe

Engliſche und franzöſiſche AUrteile
Die ruſſiſche Antwortnote findet in dem Teil der Lon

doner Preſſe die bereits dazu Stellung genommen hat keine
ſehr günſtige Aufnahme Die Blätter von der Daily Mail
abgeſehen heben jedoch hervor daß die Verhandlungen
fortgeſetzt werden iönnen Daily Chronicle bezeichnet die
ruſſiſche Note als in jeder Richtung ſehr unbefriedigend Sie
biete jedoch die Grundlage für weitere Verhandlung Weſt
minſter Gazette ſchreibt die klare Bedeutung der ruſſiſchen
Antwort ſei daß die Sowjetregierung obgleich ſie bereit
ſei Zugeſtändniſſe zu machen nicht gewillt ſei etwas für nichts
zu geben da ihre politiſche Stellung viel ſtärker als ihre wirt
ſchaftliche ſei ſei ſie mehr darauf bedacht eine wirtſchaftliche
Unterſtützung zu erhalten als eine politiſche entgegenzunehmen
Das liberal Blatt befürwortet die vollkommene Strei
chung der ruſſiſchen Kriegsſchulden Aller Wahr
ſcheinlichkeit nach würde die ruſſiſche Kriegsſchuld nür die erſte
einer Reihe von Schuldverpflichtungen ſein die werden
würden Soweit die Rechte der Privatkapitaliſten in Frage
kämen könnte es nach der Weſtminſter Gazette nicht ſchwer
tallen zu einer Einigung zu gelangenDaily Mat be idnet die ruſſiſche Antwort als eine un

verſchämte Ablehnung und fordert die britiſche Regierung auf
ſich ſo ſchnell wie möglich aus der Falle von Genua herauszu
ziehen und feſt Frankreich und u zu ſtehen

Das Pariſer Journal ſchreibt ſelbſt unter Leuten von
verſchiedener Ziriliſation Mentalität und Sprache ſetze ein
Uebereinkommen ein Mindeſtmaß von gegenſeitigem Ver
ſtändnis Reſpekt und gutem Willen voraus Dieſes Mindeſt

maß hätten die Männer von Moskau nicht Alles was ſich ſeit
Beginn der Konferenz abgeſpielt habe ſei dafür der Beweis
wenn man noch daran zweifelt Das geſtrige Memorandum
des Petit Journal nennt die Antwort einen Anlklagakt gegen
die Alliierten

Nach dem Figaro iſt ſie ein Denkmal der Frech
heit aber gleichzeitig auch eine ſehr geſchickte Mache Die
Antwort wolle beſagen Rechtlich ſchuldet Rußland Europa
nichts es erkennt weder Schulden noch Verpflichtungen an
aber aus Liebe zur Menſchheit iſt die Sowjetregierung bereit
Konzeſſionen zu machen Aber dieſe Konzeſſionen ſind alle
freiwillig Sie müſſen auf Gegenſeitgkeit beruhen auf Geben
und Nehmen

Die ruſſiſchefintwortvordemSachverſtändigenausſchuß

Genua 12 Mai Halbamtlich wird mitgeteilt Geſtern
Abend hatten Schanzer Lloyd George und Barthou eine lange
Unterredung in der über die ruſſiſche Antwort beraten wurde Jn
Ententekreiſen wird angenommen daß die Verweiſung der Pru
fung des ruſſiſchen Problems an den Sachverſtändigenausſchuß
mit den von der Konferenz feſtzuſtellenden Modalitäten von der
Mehrheit der Mächte gebilligt wird Für heute morgen iſt die
Kommiſſion die ſich mit den ruſſiſchen Angelegenheiten befaſſen
ſoll einberufen worden

Beneſchs Zurückhaltung
Wickham Steed berichtet der Londoner Times aus Genug

man befinde ſo in einer der kritiſchſtem der ſo zahlreichen
kritiſchen Phaſen der Konferenz Die Gefahr der Trennung Eng
lands von Frankreichs beherrſche immer noch die Lage Ein be
ſonderes Merkmal ſei die deutliche Zurückhaltung der kleinen
Entente Beneſch nahm an den Verhandlungen der letzten zehn
Tage nicht teil Der Grund dieſer Haltung ſei klar Während
ſeines Beſuches in London und Paris vor der Konferenz leiſtete
ex wichtige Arbeit indem er die Premierminiſter Frankreichs und
Großbritaniens zuſammenbrachte und ihre Zuſammenkunft vor
bereitet Er ſetzte damals die beiden Premierminiſter davon in
Kenntnis daß im Falle eines Bruches zwiſchen Frankreich und
England die kleine Entente ſich nicht auf die Seite der einen
Partei gegen die andere ſtellen könnte ſondern daß ſie ſich dann
reſpektvoll abſeits davon halten müſſe Beneſch tat ſein Aeußerſtes
um den Bruch zu verhüten Jn den letzten 10 Tagen ſah er daß
die Lage auf einen Bruch zutreibe Daher ſeine Neutralität die
in Genug tiefen Eindruck machte

10 MillionenSchenkung für eine Kervenheilanſtalt
Wie die Münchener Reueſten Nachrichten berichten iſt es ge

langen zur Gründung einer Nervenheil und Forſchungsanſtalt
en Bedauernswerten Heilung bringen ſoll en Nerven im

Trommel und Sperrfeuesr unſerer et worden ſind einen der größten und bekannteſten Wohltäter Rewyorks
einen geborenen Hamburger Auguſt Heckſcher zu beſtimmen die
namhaſte Summe von zehn Millionen Mark als Gründungs
kapital zur Verfügung zu ſtellen Herr Hechſcher hat ſeinen Ge
ſchäftsfreund Grillo nach München geſandt um die Gründung
der Anſtalt in die Wege zu leiten J von Roſinen Korinthen und Weinen

Die politiſche Giftfabrik
Der Hochſtabler und die Entente

Der Treppenwitz der Weltgeſchichte treibt wunderliche
Blüten Seit Jahr und Tag wird die deutſche Regierung
von Ententenoten bombardiert in denen ihr Verfehlungen
gegen den Verſailler Pertrag Mobilmachungslüſte Ver
heimlichungen militäriſcher oder wirtſchaftlicher Art vor
geworfen werden Seit Jahr und Tag bemühen ſich unſere
Aemter den Unſinn dieſer Anſchuldigungen nachzuweiſen
Und jetzt erſt ſtellt ſich heraus daß das Anktlagematerial der
Alliierten zum allergrößten Teile auf den Fälſchungen eines
einzigen Spionage Hochſtaplers beruht

Der Faälſcher Erich Anſpach iſt der jüngſte Sohn eines
wegen Truntkſucht und ſittlicher Verfehlungen aus dem Amt
entlaſſenen weſtfäliſchen Pfarrers Alſo vielleicht ſchon von
Hauſe aus ſeeliſch belaſtet Mit 12 Jahren brennt der Junge
nach Braſilien durch kehrt zurück beſucht das Gymnaſium
bis zum Einjährigen macht den Krieg mit wird verwundet
und entdeckt in der Muße des Lazaretts eine gewiſſe ſchrift
ſtelleriſche Begabung von ſehr gefährlicher Sorte Er übt
ſich im Fälſchen von Pfandſcheinen Abiturientenzeugniſſen
Exmatrikeln und Doktortiteln Er ſelbſt wird Doktor juris
gar angeblich von einer bolſchewiſtiſchen Unirerſität durch
Vermittlung des Berliner Sowjetvertreters Wigdor Kopp
peinlichen Angedentens Der kaum 20jährige Anſpach hatte
auch eine politiſche Laufbahn begonnen Beiteiligung an der
Revolution Eintritt in eine kommuniſtiſche Organiſation
Verhaftung wegen Landesverrats Jrrenanſtalt dann ein
Redaktionsſtuhl in der unabhängigen Freiheit endlich
wie das unſere e Zeit nun einmal ſo mit ſich bringt
Verbindung mit Behörden wobei man ſich den Anſchein
eben kann etwas zu ſein Dr jur Erich Anſpach nannteſich jetzt Miniſterial Aſſeſſor und verlegte t aufs Fälſchen

von Spionage Berichten Jn der Finniſchen Bot
wo ſein Schwager angeſtellt iſt und wohnt fand er ein ſtilles

ſyl wo et untzeſtört mit Gummiſtempeln t e e
Amtsbriefbogen hantieren wir Niemand will dort eind
Ahnung gehabt haben von der politiſchen Giftfabrik die der
junge Anſpach betrieb Er erfand nun e serichte
und Geheimſchreiben von allen möglichen Miniſterien Mili
tärbehörden und Amtsſtellen die er durch Beſtechung oder
Entwendung erhalten haben wollte und aus denen aller
hand trübe Machenſchaften der vergeblichen deutſchen Re
vanchepolitik und Widerſpenſtigkeit hervorgingen Es ver
rät bei aller geiſtigen und moraliſchen Defektheit auch ein
ewiſſes Talent wenn er ganze Kabinettsſitzungen der deut
chen Reichsregierung mit langen Reden Eberts Wirths und
Rathenaus erſann und i Abnehmern den Entente
kommiſſionen und dem polniſchen Konſulat in Berlin lieferte
Kein Wort von dieſen Phantaſien war wahr Anſpach
übertrieb und log auch nicht eigentlich nur wegen des klin
genden Judaslohnes ſondern auch noch aus Abenteuerſucht
und in einem förmlichen Rauſch von Größenwahn Verriet
er ſich doch ſchließlich ſelbſt bei einer Zecherei in einem
Weinreſtaurant als iter der Geſchicke des Deutſchen
e Das Pathologiſche guckte ihm aus allen Knopf
öchern

Sollten die Abnehmer ſeiner eigentümlichew Geheim
berichte nichts gemerkt haben Dieſe Frage führt auf einen
ehr ernſten Punkt unſerer politiſchen Räubergeſchichte Die
erichte des Herrn Miniſterial Aſſeſſors Dr Anſpach waren

nämlich ſo ungeheuerlich in ihren Erfindungen ſo lächer
lich in ihren Behauptungen ſo leicht auf ihre Unechtheit
nachzuprüfen daß der Verdacht berechtigt iſt Die Abnehmer
wußten um die Fälſchung Sie wollten nicht nachprüfen
Sie waren nicht guten Glaubens als ſie ihre Drangſalie
rungen Deutſchlands auf dieſer Agentenarbeit aufbauten
Die r des bayeriſchen Revolutionsdiktators Eis
ner haben zum Schuldbekenntnis Deutſchlands im Verſail
ler Vertrage geführt Die Fälſchungen dieſes Hochſtaplers
Anſpach haben ein übriges getan Sie haben mitgeholfen
die politiſche Lage Deutſchlands künſtlich zu verſchlechtern
Jn beiden Fällen waren die tollen Verleumdungen den
Siegern was man ſagt ein gefundenes Freſſen Sie haben
nicht den Finger gerührt die Fälſchungen aufzudecken An
der deutſchen Diplomatie liegt es nun die Entlarvung
durchzuführen Kürzlich im Münchener Fechenbachprozeß
haben die politiſchen Behörden mit ihrer Zurückhaltung und
ihren Ausſageverboten kein Meiſterſtück geliefert Jm Pro
zeß gegen den Abenteurer Anſpach muß aber endlich etwas
Aufklärendes geſchehen Die Pariſer Militariſten Marginot
Poincare und Lefevre und der notenbereite General Nollet
müſſen durch dieſen Prozeß vor aller Welt der Lächerlichkeit
preisgegeben oder in ihren Handlungen ſo bloßgeſtellt wer
den daß das Ausland ſieht welche Tücke und Boshett hinter ihrer
Politik ſteckt

Anbahnung deutſchgriechiſcher handelsbeziehungen
Jm Auswärtigen Amt haben wie die Dena erfährt

in den letzten Tagen unter Vorſitz des Legationsrats v Mar
quardt Vorverhandlungen zwiſchen deutſchen Vertretern und
Vertretern der griechiſchen Regierung über den Abſchluß eines
künftigen deutſch griechiſchen Vertag s ſtattgefunden Es handelte ſich dabei zunächſt nur um rein informatoriſche Beſprechun
gen zur Veſchaſfung von Material für ſpätere Verhandlungen

und zur Klärung der wirtſchaftlichen Situation inbezug auf beide
Länder Von griechiſcher Seite wurde betont daß Griechenland
größten Wert auf die Freigabe der Einfuhr beſtimmter Mengen



Das Urtell gegen Menne
Dienſtentlaſſung der Führer des Eiſen

bahnerſtreiks
Erfurt 11 Mai

Jm Verlauf ſeiner Vernehmung erklärte Menne daß er
der Anſicht geweſen ſei den Beamten ſei das Streikrecht unbedingt
zuzuſprechen Dieſe Auffaſſung leitete er einmal daraus ab daß
die Volksbeauftragten im Dezember 1918 den Beamten das Koa
litionsrecht gewährt hätten Das Koalitionsrecht ſchließe aber
logiſch das Streikrecht mit ein Beim Kapp Putſch habe ſogar die
dainalige Regierung die Beamten zum Streik aufgefordert Man
könne alſo nicht ſagen daß der Eiſenbahnbeamtenſtreik ohne Vor
bild ſei Jm übrigen müſſe er ſich im Ramen des Vorſtandes
der Reichsgewerkſchaft dagegen verwahren daß die Reichsgewerk
ſchaft zum Streik geputſcht habe

Vorſ Es muß Jhnen doch aber bekannt geweſen ſein daß
Miniſter Gröner ſchon vor geraumer Zeit ſeinen Beamten den
Streik ausdrücklich verboten hat

Menne Die Haltung des Reichsverkehrsminiſters kann für
die Beamtenſchaft nicht maßgebend ſein da er in der Lage des
Arbeitgebers iſt der ſelbſtverſtändlich ſeinen Betrieb vor
wirtſchaftlichen Schädigungen ſchützen will

Der Angeſchuldigte Diblik machte noch geltend er habe nicht
das Bewußtſein gehabt daß dex Streik etwas Unrechtmäßiges ſei
weil der Vertreter der Anklage Regierungsrat Fritſche eben
falls Mitglied der Reichsgewerkſchaft geweſen ſei

Rechtsanwalt Bahn ſtellte den Antrag Zeugen dafür beizu
bringen daß die Notlage der Beamten vor dem Streik ungeheuer
groß geweſen ſei Juſtizrat Sonnenfeld ſtellte ebenfalls eine
Anzahl von Beweisanträgen nach der Richtung daß
viele örtliche Organiſationen der Reichsge werkſchaft den Haupt
vorſtand zum Streik gedrängt hätten und daß die Verordnung des
Reichsverkehrsminiſteriums eine Art von Arbeitszeitgeſetz ein
zuführen auf die Beamtenſchaft erbitternd gewirkt habe Rechts
anwalt Bahn beantragte weiter den Reichskanzler zum

Zeugen dafür zu laden daß er zugeſagt habe Diſziplinierungen
nur in ganz verſchwindendem Maße vorzunehmen Der
Reichsverkehrsminiſter habe dieſes Vexſprechen des Kanzlers nicht
eingehalten ſondern bei den maßgebenden Verhandlungen über
die Diſziplinierungsfrage den Beamten gegenüber einen außer
ordentlich ſchroffen Standpunkt eingenommen Juſtizrat Sonnen
feld Berlin und Prof Sinzheimer der ebenfalls die Verteidi
gung mit führte widerſprachen jedoch dieſem Antrag Die
Diſziplinarkammer lehnte nach längerer Veratung ſämtliche Be
weisanträge als unerheblich ab

Hierauf nahm der Vertreter der Anklage Regie
rungsrat Fritſche das Wort Menne und Thieme geben zu
daß ſie hervorragend an der Vorbereitung des Streiks mitgewirkt
haben daß ſie Richtlinien feſtlegten uſw Der Streit iſt dann
auf ein beſtimmtes Stichwort erfolgt das lautete

Ernſt kommt wie verahredet
Der Angeſchuldigte Diblik beſtreitet ſich an den Vor

bereitungen beteiligt zu haben vielmehr will er für Verhand
lungen mit der Regierung eingetreten ſein Die Tätigkeit der
drei Angeſchuldigten während des Streiks iſt nicht genau feſt
gelegt Alle drei ſtellen es ſo dar als hätten ſie den im Rollen
befindlichen Streik durch nichts mehr aufhalten können Viel
mehr bin ich der Anſicht daß der Vorſtand der Reichsgewerkſchaft
alle Maßnahmen die auf die Fortſetzung des Streiks berechnet
waren von Fall zu Fall getroffen hat Was nun die Recht s
2 anbetrifft ſo haben wir uns mit der Frage zu beſchäftigen

em Beamter während r Dauer eines Urlaudes unter
Dißiplinargewalt ſteht oder nicht Dieſe Frage iſt unbedingt zu
beiahen Ein Veamter iſt während ſeiner Tätigkeit als Mitglied
oder Führer einer Gewerkſchaft nicht etwa aus dem Dienſt aus
geſchieden wie die Angeſchuldigten es betonen ſondern er iſt ledig
lich von feinem Staatsdienſt beurlaubt Daran ändert auch nichts
die Tatſache daß der Beamte während ſeiner gewerkſchaftlichen
Tätigkeit vom Staat weder Gehalt bezieht noch die Vorteile einer
Beförderung genießt Dieſe Vorteile ſind dadurch ausgeglichen daß
der Beamte während der Zeit einer Beurlaubung eine gewinn

bringende Tätigkeit ausübt als ihm dies im
Staatsdienſt möglich iſt Aber auch während ſeiner Be
urlaubung iſt der Beamte von ſeinen Pflichten gegenüber dem

Staat nicht entbunden Er hat vielmehr nach wie vor die Pflicht
nichts zu unternehmen was etwa den Staat ſchädigen könnte
Die Kardinalfrage iſt nun ob der Streik des Beamten erlaubt iſt
oder nicht Der Beamte hat durch die Tatſache daß er unkünd
bar iſt er hat durch ſeinen Penſionsanſpruch große Rechte
dem Staat gegenüber Weder der Staat noch er können die un
kündbaren Verträge löſen und ſie können folglich auch nicht vor
übergehend von dieſem Vertrag zurücktreten Der Erlaß der
Volksbeauſtragten vom Dezember 1918 gab den Beamten wohl
das Koalitionsrecht das birgt aber keineswegs das Streikrecht
in ſich Artikel 130 der Reichsverfaſſung läßt in keiner Weiſe er
kennen daß den Beamten auch das Streikrecht gegeben ſei Der
Kapp Putſch kann als Vergleich für den Beamtenſtreik nicht
herangezogen werden Denn hier war es die Regierung die offi
ziell die Beamten aufforderte ihre Tätigkeit auf gewiſſe Zeit ein
zuſtellen Die Beamten ſtreikten alſo gewiſſermaßen auf Befehl
ihrer Vorgeſetzten Lachen im Zuhörerraum Auch in den
Satzungen der Reichsgewerkſchaft iſt zwar vorgeſehen daß von
dem Streik als letztem gewerkſchaftlichen Mittel Gebrauch gemacht
werden dürfe Das Reichsverkehrsminiſterium hatte bei der
Gründung der Reichsgewerkſchaft keine geſetzliche Handhabe um
die Aufnahme dieſes Paſſus zu verhindern Die Regierung hat
aber auch ſeit langer Zeit den Beamten gegenüber keinen Zweifel
gelaſſen daß ſie

das Streikrecht für unmöglich

hält Dieſe Stellungnahme der Regierung war zweifellos allen
Führern der Reichsgewerkſchaft bekannt Die Verordnung des
Reichspräſidenten vom Februar d J verbot zudem den Streik
noch nachdrüchklich Die Regierung hat alſo alles getan um den
Beamten die Rechtslage klar zu machen o

Gerade die Führer mußten wiſſen welche ungeheure Verant
wortung ſie dem ganzen deutſchen Volke gegenüber übernahmen
Deshalb kann mein Antrag auf Beſtrafung der drei Angeſchul

nicht anders lauten als Dienſtentlaſſung Bewegung im
Saal

Rechtsanwalt Bahn Verlin vertrat in ſeinem Plädoyer
das Streikrecht der Beamten Profeſſor Sinzheimer erklärte
die heutige Verhandlung habe eine ungeheure Bedeutung für die
Beariten wie für den Staat Ausſchlaggebend ſei daß Miniſter
Gröner als er ſeine Beamten zur Reichsgewerkſchaft beur
laubte wußte daß die Reichsgewerkſchaft in ihren Satzungen auch
die Anwendung des letzten gewerkſchaftlichen Mittels ausdrücklich
betonte Der Miniſter wußte wiſſen daß die Gewerkſchaft eines
Tages ſtreiken konnte und hätte ſzine Beamten deshalb nicht zu
einer ſolchen Gewerkſchaft beurlauben dürfen Das Einkommen
der Beamten vor Vem Streit habe gerade zur Unterernährung
ausgereicht, Er Sinzheimer identifizierte ſich n ich t mit der Auf
faſſung daß Koalitions und Streikrecht zuſammenfallen aber
weite Kreiſe der Beamtenſchaft hätten das getan Jn den Be
ratungen der Nationalverſammlung ſei im geſetzgebenden Ausſchuß
ausdrücklich feſtgelegt worden daß zwar Koalitionsfreiheit ge

währt würde aber es ſei ein Fehler geweſen daß damals nicht
alle Kreiſe darüber aufgeklärt wurden daß dieſes Koalitionsrecht
mit dem Streikrecht nicht gleichbedeutend ſei

Nach längerer Beratung fällte die Kammer ihr Urteil dahin
daß den drei Angeklagten weder ſubjektiv noch objektiv
der gute Glaube beigemeſſen werden könne daß
ein Streik für ſie berechtigt war Die Verfügungen der Re
gierung und des Reichsverkehrsminiſters hätten keinen Zweifel
darüber gelaſſen daß jeder Veamtenſtreik verboten war Vei der
ſchweren Schädigung welche der Staat durch den Streik erlitten
habe ſei es nicht möglich auf eine andere Strafe als auf Dienſt
entlaſſung zu erkennen Die drei Angeklagten werden des
halk ohne Zugeſtändnis irgendwelcher Anſprüche aus dem Staats
dienſt entlaſſen

Die Reichsgewerkſchaft deutſcher Eif nahnbeamten hat an
den Deutſchen Eiſenbahnerverband das Erſuchen gerichtet mit
ihm in Verhandlungen zu treten über eine Verſchmelzung der
beiden Körperſchaften Der Deutſche Eiſenbahnerverband ſoll
ſich hierzu bereil erllärt haben

Abſchluß des Eiſenbahnetats
Reichstag

Berlin 12 Mai
Um 1 Uhr 20 Min wurde die Sitzung eröffnet Auf der

Tagesordnung ſtehen zunächſt einige Anfragen nach deren Erledigung die zweite Kergtung des Etats des Reichsverkehrs
miniſteriums fortgeſetzt wird

bg Dr Queſſel Soz erklärt die Sozialdemokratie
werde unter keinen Umſtänden die Reichseiſenbahnen
einer Aktien Geſellſchaft von Privatkapita
liſten ausliefern ſelbſt wenn ſie nach ihrem vollen Wert bezahlt
würden Der Reichsverband der Jnduſtrie verlange aber in ſeiner
Denkſchrift die Reichsbahnen geradezu geſchenkt Der zentrale
Uebelſtand bei der Eiſenbahn ſei der übergroße Material
und Perſonalverbrauch Techniſche Verbeſſe
rungen müßten den Kohlen und Oelverbrauch herabmindern
Die kommuniſtiſchen Redensarten von den gepeinigten Lohnſklaven
der Eiſenbahn würden ſchon dadurch widerlegt daß von Oſtern
bis Pfingſten 100 Milliarden bewilligt ſeien zur Aufbeſſerung der
Beamtengehälter Mehr könne man den Steuerzahlern kaum zu
muten Was den Perſonalabbau anlange Pirſe nicht nur
die Arbeiterſchaft beſchränkt werden es müſſe auch bei den Be
amten unter voller Wahrung der erworbenen Beamtenrechte ein
ehrlicher Abbau mindeſt um die Zahl der jährlichen Penſio
nierungen und Todesfälle erfolgen

Verkehrsminiſter Gröner betont nochmals daß das finan
zielle Ergebnis der Reichsbahnen in dieſem Jahr
weſentlich günſtiger als im vorigen ſei Vorbereit ungen für die Abwehr eines Streiks bei
der Eiſenbahn würden mit aller Energie betrieben
Uebrigens ſei die Eiſenbe n an dem Aktienkapital der Schlaf
wagengeſellſchaft ſtark beteiligt Das Gutachten des Reichsver
bandes nehme er r ernſt Das Beſchaffungsweſen werde nur
auf den Gebie zentraliſiert wo wir zentraliſiüerten Lieferungs
verbänden gegenüberſtänden Neue Reichsbahnen würden zurzeit
nicht gebaut vielmehr nur die von den Ländern begonnenen
Bauten vollendet Weitere Diſziplinarverfahren aus
Anl a des Streiks würden nicht mehr ein geleitet werden

Abg Geisler D Vp betont daß leider die geſamte Linke
einſchließlich der Mehrheitsſozialdemokratie die Auffaſſung ver
trete daß den Beamten das Streikrecht zuſtehe Mit ſolchen An
ſchauungen könnten wir nie ein pflichttreues Eiſenbahnperſonal er
r Als Vorſitzender des Afa Bundes geſteht Abg Aus

ä uſer den ihm unterſtellten Beamten kein Streikrecht zu Als
die Angeſtellten des der Afa angeſchloſſenen Werkmeiſterverbandes
ſtreikten hat er ſie auf die Straße werfen laſſen Der Miniſter
hat e im gewiſſen Sinne mitſchuldig am Eiſenbahnerſtreik
gemacht

Das Gehalt des Miniſters wird bewilligt und angenommen
werden ferner eine Entſchließung der Unabhängigen auf Ver
mehrung der Fürſorge für erhöhte Betriebsſicherheit im Jnter
eſſe des reiſenden Publikums ſowie eine Entſchließung des Zen
trums Lieferungsverträge möglichſt auf der Grundlage
der ſogenannten gleitenden Preiſe abzuſchließen und ſchließ
lich auch die h über Einführung des Vorort
verkehrs in den Jnduſtriegebieten Eine Anregung des Abg
Koch Dem

Kinderfahrkarten bis zum 14 Lebensjahre
auszugeben und bis zum 6 Lebensjahr Freiheit zu gewähren wird
dem Hauptausſchuß überwieſen Die Anträge des Bildungsaus
ſchuſſes die Fahrpreisermäßigung für den Beſuch des Religions
unterricht verlangen werden an den Hauptausſchuß zurückver
wieſen und die Weiterberatung dann auf morgen mittag vertagt
Außerdem Poſtetat

Kampf auf der ganzen Linie
Wider die Schuldlüge

Die Berliner Blätter heben die außerordentliche Bedeutung
hervor die der vor dem Münchener Schöffengericht zu Ende ge
gangene Fechenbach Prozeß für das ganze deutſche Volk hat Die
Zeit betont daß durch den Ausgang des Prozeſſes der Kampf
gegen die Lüge von der Alleinſchuld Deutſchlands in einen
ſchnelleren und gewaltigeren Fluß kommen werde Der Kampf
müſſe nun auf der ganzen Linie entbrennen und dürfe nicht eher
ruhen als bis das Ziel der Reinigung des deutſchen Volkes von
der ſchweren Verleumdung und damit die Erſchütterung der
Grundlage des Verſailler Friedens erreicht iſt

Auch die Voſſ Ztg weiſt auf die Pflicht des deutſchen Volkes
hin das Ergebnis des Prozeſſes auszuwerten Den ſtärkſten Ein
druck draußen in der Welt müſſe es machen daß die nächſten
Freunde Eisners die Pflicht anerkannt haben der Legende von
der Alleinſchuld Deutſchlands entgegenzutreten

Das Tageblatt ſchreibt der Prozeß habe das Urteil beſtärkt
zu dem Kautski ein Mann dem niemand hüben und drüben
Voreingenommenheit zu Gunſten des alten Deutſchlands nach
ſagen wird durch genaues Aktenſtudium bekehrt wurde Deutſch
land hat auf den Weltkrieg nicht planmäßig hingearbeitet Es
hat ihn ſchließlich zu vermeiden geſucht

Friedenspakt und öſtliche Grenzen
Man muß die e Lloyd Georges und der Eng

länder in der Verfolgung ihrer Ziele bewundern Soeben
liegen die Dinge in Genua ſo daß es noch keineswegs feſt
z ob wirklich ein Ueberrinkommen mit den Ruſſen ge
unden werden wird Frankreich befindet ſich ſozuſagen nur

noch ſtehenden Fußes auf der Konferenz um bei er
Gelegenheit die Konferenzzimmer verlaſſen zu könnenSee aber ſchneidet Lloyd reſolut zwei an
dere Fragen an deren Löſung ihm Bedürfnis erſcheint Der

cm e iſt zwar ſchon beſprochen worden aber bisher
enen ſeiner Fertigſtellung unüberwindliche Schwierig

keiten entgeg n Lloyd George läßt nun aber durch
ine Zeitung Daily Chronicle verkünden daß er das

rk zu Ende führen werde ohne Rückſicht auf auer und

Schwierigkeiten zugleich packt er eines der heißeſten Tiſen
an die Frage der öſtlichen h

Wie jeder vernünftige Menſch in Europa einſehen muß
kann Polen weder im Oſten noch im Weſten ſo beſtehen
bleiben wie es zur Zeit beſchaffen iſt Lloyd George hofft
wohl daß eine vernünftige Regelung der Oſtgrenze d h
alſo eine Regelung der Wilnafrage und der oſtgaliziſchen
Grenze ſtabile Verhältniſſe ſchaffen werde Die Weſtgrenze
Polens glaubt er ſicher auf Grund des Friedensvertrages
erledigt Dem muß natürlich von Deutſchland nachdrücklich
widerſprochen werden Die Zerreißung Deutſchlands die
ganzen widrigen Korridorverhältniſſe ſind auf die Dauer
nicht zu ertragen Es wäre darum zweckmäßig wenn Lloyd
George die ganze Frage von Grund auf anſchnitte und ſich
nicht nur auf die öſtlichen Grenzen Polens beſchränkte
Freilich proteſtieren die Polen ſchon jetzt und ſie drohen
mit Abreiſe wenn die Grenzfrage angeſchnitten werden
olltef Aber Polen wird immer drohen es wird nie zufrieden

ſein und dabei ſind doch auf die Dauer diejenigen die wärm
ſten Vertreter ſeiner Jntereſſen die ihm ſeine jetzt politiſch
efährlichen Grenzen auf ein für alle Nachbarn erträglichesMaß abrunden

Deutſches Reich
Maſſenbegnadigungen der Märzputſchiſten

Jm Hauptausſchuß des Landtages teilte Miniſterpräſident
Braun mit daß von den Verurteilten aus den Märzunruhen 1921
nicht weniger als 2095 Perſonen z T bedingt unter der Voraus
ſetzung einwandfreier Führung begnadigt worden ſeien Nur
noch 200 Perſonen befänden ſich in Strafhaft

Fortführung der Kriegsbeſchuldigtenprozeſſe Das Reichs
gericht hat jetzt den 28 Juni d Js als neuen Termin in der
Fortführung der Kriegsbeſchuldigtenprozeſſe beſtimmt und zwar
wird gegen den Arzt Dr MichelſohnBerlin wegen Gefangenen
mißhandlung auf Grund der franzöſiſchen Auslieferungsliſte
verhandelt werden Dr Michelſohn ſoll die Miß handlungen als
leitender Arzt in den Lazaretten in Eſfry und Trelon begangen
haben Außer mehreren deutſchen Zeugen ſind 14 franzöſiſche
geladen Die Verhandlungen werden ſomit einige Tage dauern

Philipp Kü ner F t nachmittag verſchied nach
langem Leiden der weit über die Grenzen Thüringens hinaus
bekannte Chefredakteur und Herausgeber der Ciſenacher Tages
poſt Staatsrat Philipp Kühner im 64 Lebensjahre Staats
rat Kühner war als Herausgeber der demokratiſchen Eiſenacher
Tagespoſt Mitbegründer und ſpäterer Eyrenvorſtand des Ver
eins Thüringer Preſſe bereits ſeit 43 Jahren in der Eiſenacher
Gemeinde deren Stadtparlament er als Abgeordneter und
ſpäterer Stadtrat angehörte Jm Jahre 1919 wurde er als
Staatsrat in das Jnnenminiſterium des Freiſtaates Sachſen
Weimar Eiſnach berufen in deſſen Dienſten er bis zum 1 4
dieſes Jahres tätig war

Nach dem Schiedsſoruch im Leipziger Rauchwaren Arbei
terſtrei wird ſich das Einkommen der Gehilfen aus Alkord
ardeit auf wöchentlich etwa 1600 Mark belaufen Das ent
ſpricht dem bisherigen Höchſteinkommen der Beamten aus
Klaſſe XI

Streikabbruch im Ruhrgebiete Die Vertreter der Berg
arbeiter in Bochum nahmen unter Zuſtimmung zum Vorſchlag
des Regierungsvertreters einen Beſchluß auf Abbruch des
Streils an

Der Mangel an Bauarbeitern Jm Baugewerbe herrſcht
großer Mangel an Facharbeitern Maurern und Zimme
rern Der Mangel iſt ſo ungeheuerlich daß in vielen Ge
genden weder die mit ſtaatlicher Subvention u errichten
den Bauten noch kommunale Wohnungsbauten auch nur
in einigermaßen genügendem Umfange ausgeführt werden
können Die Demokraten haben daher durch eine kleine
Anfrage im Reichstage angefragt ob die Reichsregierung
bereit iſt die in größerer Zahl unter den Hilfskräften der
Reichsbetriebe vorhandenen Facharbeiter dem Baugewerbe
wieder zuzuführen

Von Nauſe en e
34 Provingial Lanötag

Schlußſitzung

Merſeburg 12 Mai
Die Verhandlungen leitete der erſte Vorſitzende Beim s

Abg Drechs ler Kom beantragte Vertagung damit man ſich
erſt einmal mit dem Bericht des Haushaltsausſchuſſes vertraut
machen könne Dem Antrage wurde ſtattgegeben Nachdem die
Verhandlungen wieder aufgenommen worden ſind berichtet Drgehe Bürgerl Ver über die Beſoldungsordnung der Pro
vinzialbeamten der Provinz Sachſen die rückwirkend mit dem
1 April in Kraft treten ſoll Nach der neuen Ordnung ent
hält ab 1 Mai der ſchlechteſt bezahlte Beamte der Provinz ohne

ind 30 415 M Anfangsgehalt und als Schlußgehalt 43 000 M
Um zu ſparen hat der
Streichungen vorgenommen
Jrn der Ausſprache verlangte der Kommuniſt Beier

Abſtriche der oberen Gruppen zu Gunſten der unteren Weiter
beanträgte er die ſofortige Zahlung einer Wirtſchaftsbeihilfe von
3000 M und einer Kinderbeihilfe von 5000 M an die Arbeiter
Namens der S P D empfahl Abg Baer die Annahme der Vor
lage für die Kommuniſten Abg Bach Lethterer wollte allerdings
dann noch das Beamfentum aufgehoben haben und durch ein
freies Angeſtelltenverhältnis erſetzt wiſſen Die Anträge des
Haushaltsausſchuſſes wurden dann ohne Abänderungen ange
nommen

Als nächſten Punkt hatte der Provinziallandtag über das
Sie es Provinzialtaubſtummenheims zuleuſingen zu entſcheiden Dazu lagen vier Anträge vorDer Krebaldh zu Schleuſingen wollte daraus ein Kinderheim
machen der Sächſiſch anhaltiſch thüringiſche Taubſtummenverband
hat um Ueberlaſſung des aus dem Heim genommenen Kapitals
zur Errichtung eines eigenen Heims die Gewerkſchaft der Be
amten und Angeſtellten ſchlug ein Veamtenerholungsheim vor
und der Angeſtelltenausſchuß der der Anſicht war daß die geringe
Belegung nur darauf zurückzuführen fei daß der Hausvater ſounbeliet iſt beantragte Vertagung bis zum 31 März nächſten

S zmzm zm

Robert Haberling
in Berlin W 9 die bekannte Speditionsfirma

empfiehlt seine neuen

Lazgerhäuser
an 8 Bahnhöfen mit Gle sanschluss zur Einlagerung von Waren

jeder Art Vertellung Weiterbeſörderung und Lombard

usſchuß bei verſchiedenen Gruppen
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